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Beschlüsse des 38. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 

über die friedliche Verwendung der Kernenergie und den Schutz 
gegen ihre Gefahren (Atomgesetz) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 


ABSCHNITT I 
Allgemeine Vorschriften 

§ 1 

Zweckbestimmung des Gesetzes 

Zweck dieses Gesetzes ist, 

1. eine mögliclist freie und ungehinderte Ent- 
wicklung der Erforscliung und der fried- 
lichen Nutzung der Kernenergie zu ermög- 
lichen und zu fördern, 

2. Leben, Gesundheit und Sachgüter vor den 
Gefahren der Kernenergie zu schützen, 

3. zu verhindern, daß durch Anwendung 
oder Freiwerden der Kernenergie die in- 
nere oder äußere Sicherheit der Bundes- 
republik gefährdet wird, 

4. die Erfüllung internationaler Verpflichtun- 
gen der Bundesrepublik auf dem Gebiete 
der Kernenergie zu gewährleisten. 

§ 2 

Begriffsbestimmungen 
Im Sinne dieses Gesetzes sind 

1. besondere spaltbare Stoffe (Kernbrenn- 
stoffe): 

a) Plutonium 239, 


b) Uran 233, 

c) mit den Isotopen 235 oder 233 angerei- 
chertes Uran, 

d) jeder Stoff, der einen oder mehrere der 
vorerwähnten Stoffe enthält, 

e) Uran und uranhaltige Stoffe der natür- 
lichen Isotopenmischung, die so rein 
sind, daß durch sie in einer geeigneten 
Anlage (Reaktor) eine sich selbst tra- 
gende Kettenreaktion aufrechterhalten 
werden kann. 

Der Ausdruck „mit den Isotopen 235 oder 
233 angereichertes Uran“ bedeutet Uran, 
das die Isotope 235 oder 233 oder diese 
beiden Isotope in einer solchen Menge ent- 
hält, daß das Verhältnis der Summe dieser 
beiden Isotope zum Isotop 238 größer Ist, 
als das in der Natur auftretende Verhält- 
nis des Isotopes 235 zum Isotop 238. 

2. Ausgangsstoffe: 

a) Uran, das die in der Natur auftretende 
Isotopenmischung enthält und nicht 
unter Absatz 1 fällt, 

b) Uran, dessen Gehalt an Uran 235 un- 
ter dem natürlichen Gehalt liegt, 

c) Thorium, 

d) jeder der erwähnten Stoffe in Form 
von Metall, Legierung, chemischer Ver- 
bindung oder von Konzentrat sowie 

e) Uran- und Thoriumerze. 
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ABSCHNITT II 
Überwachungsbestimmungen 


§3 

Einfuhr und Ausfuhr 

(1) Wer Kernbrennstoffe einführt oder 
ausführt, bedarf der Genehmigung. 

(2) Die Genehmigung zur Einfuhr ist zu 
erteilen, wenn 

1. gegen die Zuverlässigkeit des Einführers 
keine Bedenken bestehen und 

2. gewährleistet ist, daß die einzuführenden 
Kernbrennstoffe unter Beachtung der Vor- 
schriften dieses Gesetzes und der zwisdien- 
staatlichen Verpflichtungen der Bundes- 
republik auf dem Gebiete der Kernenergie 
verwendet werden. 

(3) Die Genehmigung zur Ausfuhr ist zu 
erteilen, wenn 

1. gegen die Zuverlässigkeit des Ausführers 
keine Bedenken bestehen und 

2. gewährleistet ist, daß die auszuführenden 
Kernbrennstoffe nicht in einer die zwi- 
schenstaatlichen Verpflichtungen der Bun- 
desrepublik auf dem Gebiete der Kern- 
energie oder die innere oder äußere Sicher- 
heit der Bundesrepublik gefährdenden 
Weise verwendet werden. 

(4) Andere Rechtsvorschriften über die 
Einfuhr und Ausfuhr bleiben unberührt. 

(5) Der Einfuhr otder Ausfuhr im Sinne 
der Absätze 1 bis 4 steht jede sonstige Ver- 
bringung in den Geltungsbereich oder aus 
dem Geltungsbereich dieses Gesetezs gleich. 


sonen keine Bedenken bestehen und ein 
weisungsbefugter Transportbegleiter die 
für die Beförderung von Kernbrennstof- 
fen erforderliche Fachkunde besitzt; 

2. gewährleistet ist, daß die Kernbrennstoffe 
unter Beachtung der für den jeweiligen 
Verkehrsträger geltenden Rechtsvorschrif- 
ten über die Beförderung gefährlicher Gü- 
ter befördert werden oder, soweit solche 
Vorschriften fehlen, auf andere Weise jede 
nach dem Stand von Wissenschaft und 
Technik gebotene Vorsorge gegen Schäden 
durch die Beförderung der Kernbrenn- 
stoffe getroffen ist; 

3. jede erforderliche Vorsorge für die Erfül- 
lung gesetzlicher Schadensersatzverpflich- 
tungen getroffen ist; 

4. jeder erforderliche Schutz gegen Störmaß- 
nahmen oder sonstige Einwirkungen Drit- 
ter gewährleistet ist. 

(3) Für die Beförderung mit der Eisenbahn 
ist einem Eisenbahnunternehmer auf Antrag 
eine allgemeine Genehmigung auf jeweils 
längstens drei Jahre zu erteilen, wenn die Vor- 
aussetzungen des Absatzes 2 Nr. 2 bis 4 gege- 
ben sind, der Unternehmer zuverlässig ist und 
gewährleistet ist, daß der Unternehmer den 
Transport durch zuverlässige Personen aus- 
führen läßt. Absatz 1 Satz 3 findet keine 
Anwendung. 

(4) Die für die jeweiligen Verkehrsträger 
geltenden Rechtsvorschriften über die Beför- 
derung gefährlicher Güter bleiben unberührt. 


§ 5 


§ 4 

Beförderung von Kernbrennstoffen 

(1) Wer Kernbrennstoffe außerhalb eines 
abgeschlossenen Geländes befördert, auf dem 
Kernbrennstoffe staatlich verwahrt werden 
oder eine nach den §§ 6 bis 8 genehmigte 
Tätigkeit ausgeübt wird, bedarf der Geneh- 
migung. Die Genehmigung kann einem 
Beförderer nur für den Einzelfall erteilt wer- 
den. Die Genehmigungsurkunde ist bei der 
Beförderung mitzuführen und der für die 
Kontrolle zuständigen Stelle und den von ihr 
Beauftragten auf Verlangen vorzuzeigen. 

(2) Die Genehmigung ist zu erteilen, wenn 

1. gegen die Zuverlässigkeit des Beförderers 
und der den Transport ausführenden Per- 


Verwahrung, Besitz und Ablieferung von 
Kernbrennstoffen 

(1) Kernbrennstoffe sind staatlich zu ver- 
wahren. Hierbei ist jede nach dem Stand von 
Wissenschaft und Technik gebotene Vor- 
sorge gegen Schäden durch die Aufbewah- 
rung von Kernbrennstoffen zu treffen und 
jeder erforderliche Schutz igggen StÖrmaß- 
nahmen oder sonstige Einwirkungen Dritter 
zu igewährleisten. 

(2) Außerhalb der staatlichen Verwah- 
rung darf niemand Kernbrennstoffe In un- 
mittelbarem Besitz haben, es sei denn, daß er 
die Kernbrennstoffe 

1. auf Grund einer Genehmigung nach § 6 
aufbewahrt; 
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2. in einer nadi § 7 genehmigten Anlage oder 
auf Grund einer Genehmigung nach § 8 
bearbeitet, verarbeitet oder sonst ver- 
wendet; 

3. nach § 4 berechtigt befördert. 

(3) Wer Kernbrennstoffe in unmittelbarem 
Besitz hat, ohne nach Absatz 2 dazu berech- 
tigt zu sein, hat sie der Verwahrungsbehörde 
auf seine Kosten unverzüglich abzuliefern. 

(4) Die Ablieferungspflicht entfällt, wenn 
die Kernbrennstoffe einem nach § 4 berech- 
tigten Beförderer übergeben werden 

1. zum Zweck einer nach § 3 genehmigten 
Ausfuhr oder 

2. zum Zv/cck einer genehmigten Abgabe an 
einen inländischen Empfänger. Diese Ge- 
nehmigung ist dem Ablieferungspflichtigen 
zu erteilen, wenn nadigewiesen wird, daß 
der Empfänger nach Absatz 2 Nr. 1 oder 2 
zum Besitz der an ihn abzugebenden 
Menge von Kernbrennstoffen berechtigt 
ist. 

(5) Die blerausgabe von Kernbrennstoffen 
aus der staatlidien Verwahrung nach Ab- 
satz 1 oder aus der genehmigten Aufbewah- 
rung nach § 6 kann nur verlangt werden, 
wenn der Empfänger gemäß Absatz 2 Nr. 1 
oder 2 zum Besitz der Kernbrennstoffe be- 
reditigt ist. 

§ 6 

Genehmigung zur Aufbewahrung von 
Kernbrennstoffen 

(1) Wer Kernbrennstoffe außerhalb der 
staatlidien Verwahrung aufbewahrt, bedarf 
der Genehmigung. 

(2) Die Genehmigung ist zu erteilen, wenn 
ein Bedürfnis für eine solche Aufbewahrung 
besteht und wenn 

1. gegen die Zuverlässigkeit des Antraigstel- 
lers und der für die Leitung und Beaufsich- 
tigung der Aufbewahrung verantwortlichen 
Personen keine Bedenken bestehen und die 
für die Leitung und Beaufsichtigung der 
Aufbewahrung verantwortlichen Personen 
die hierfür erforderliche Fachkunde besit- 
zen; 

2. jede nach dem Stand von Wissenschaft und 
Technik gebotene Vorsorige gegen Schäden 
durch die Aufbewahrung der Kernbrenn- 
stoffe getroffen ist; 

3. jede erforderliche Vorsorge für die Erfül- 
lung gesetzlicher Schadensersatz Verpflich- 
tungen getroffen ist; 


4. jeder erforderliche Schutz gegen Störmaß- 
nahmen oder sonstige Einwirkungen Drit- 
ter gewährleistet ist. 

§7 

Genehmigung von Anlagen 

(1) Wer eine Anlage zur Erzeugung oder 
zur Spaltung von Kernbrennstoffen oder 
zur Aufarbeitung bestrahlter Kernbrenn- 
stoffe errichtet oder betreibt, bedarf der Ge- 
nehmigung. 

(2) Die Genehmigung ist zu erteilen, wenn 

1. gegen die Zuverlässigkeit des Antragstel- 
lers und der für die Errichtung, Leitung 
und Beaufsichtigung des Betriebs der An- 
lage verantwortlichen Personen keine Be- 
denken bestehen und die für die Errich- 
tung, Leitung und Beaufsichtigung des Be- 
triebs der Anlage verantwortlichen Per- 
sonen die hierfür erforderliche Fachkunde 
besitzen; 

2. jade nach dem Stand von Wissenschaft und 
Technik gebotene Vorsorge gegen Schäden 
durch die Errichtung und den Betrieb der 
Anlage getroffen ist; 

3. jede erforderliche Vorsorge für die Er- 
füllung gesetzlicher Schadensersatzver- 
pflichtungen getroffen ist; 

4. jeder erforderliche Schutz gegen Störmaß- 
nahmen oder sonstige Einwirkungen Drit- 
ter gewährleistet ist. 

(3) Der Errichtung einer Anlage steht die 
wesentliche Veränderung einer bestehenden 
Anlage gleich. 

(4) Im GenehmigurLgsverfahren sind alle 
Behörden des Bundes, der Länder, der Ge- 
meinden und der sonstigen Gebietskörper- 
schaften zu beteiligen, deren auf anderen 
Re chts vor s ch r if t en beruhe n de r Zus t ändig- 
keit^bereich berührt wird. Bestehen zwischen 
der Genehmigungsbehörde und einer betei- 
ligten Bundesbehörde Meinungsverschieden- 
heiten, so hat die Genehmigungsbehörde die 
Weisung des Bundesministers für Atomfragen 
einzuholen. Im übrigen wird das Genehmi- 
gungsverfahren nach den Grundsätzen der 
§§ 17 bis 19 und 49 der Gewerbeordnung 
durch Rechts Verordnung geregelt. 

(5) § 26 der Gewerbeordnung gilt sinnge- 
mäß für Einwirkungen, die von einer ge- 
nehmigten Anlage auf ein anderes Grund- 
stück aus gehen. 
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§ 8 


Bearbeitung, Verarbeitung und sonstige Ver- 
wendung von Kernbrennstoffen außerhalb 
genehmigungspflichtiger Anlagen 


(1) Wer Kernbrennstoffe außerhalb von 
Anlagen der in § 7 bezelchneten Art bear- 
beitet, verarbeitet oder sonst verwendet, be- 
darf der Genehmigung. 


(2) Die Genehmigung ist zu erteilen, wenn 

1. gegen die Zuverlässigkeit des Antragstel- 
lers und der für die Leitung und Beauf- 
sichtigung der Verwendung der Kern- 
brennstoffe verantwortlichen Personen 
keine Bedenken bestehen und die für die 
Leitung und Beaufsichtigung der Verwen- 
dung der Kernbrennstoffe verantwort- 
lichen Personen die hierfür erforderliche 
Fachkunde besitzen; 

2. jede nach dem Stand von Wissenschaft und 
Technik gebotene Vorsorge gegen Schä- 
den durch die Verwendung der Kern- 
brennstoffe getroffen ist; 

3. jede erforderliche Vorsorge für die Erfül- 
lung gesetzlicher Schaidensersatzverpflich- 
tungen getroffen ist; 

4. jeder erforderliche Schutz gegen Störmaß- 
nahmen oder sonstige Einwirkungen Drit- 
ter gewährleistet ist. 

(3) Änderungen des Verarbekungs Verfah- 
rens bedürfen der Genehmigun,g. 


§ 9 

Bedingungen, Auflagen, Widerruf 

(1) Genehmigungen nach den §§ 3 bis 8 
sind schriftlich zu erteilen. Sie können von 
Bedingungen abhängig gemacht und mit Auf- 
lagen vei^bunden werden. Die Genehmigungs- 
behörde kann im Genehmigungsbescheid 
nachträgliche Auflagen Vorbehalten. Die Ge- 
nehmigungen nadi den §§ 3 bis 6 und 8 kön- 
nen außerdem befristet werden. 

(2) Die Genehmigungen nadi den §§ 3 
bis 8 können widerrufen werden, wenn eine 
ihrer Voraussetzungen von Anfang an nicht 
gegeben war oder später weggefallen ist. Eine 
Genehmigung ist zu widerrufen, wenn dies 
der Schutz der Allgemeinheit erfordert. 

(3) Im Falle des Widerrufs einer nach den 
§§ 3 bis 8 erteilten Genehmigung muß dem 
Inhaber der Genehmigung eine angemessene 


Entschädigung In Geld geleistet werden. 
Wird eine nach § 3, § 4, § 5 Abs. 4 Nr. 2 
oder § 6 erteilte Genehmigung widerrufen, 
so ist der Bund, wird eine nach den §5 7 
oder 8 erteilte Genehmigung widerrufen, so 
Ist das Land, dessen Behörde die Genehmi- 
gung widerrufen hat, zur Leistung der Ent- 
schädigung verpflichtet. Die Entschädigung 
ist unter gerechter Abwägung der Interes- 
sen der Allgemeinheit und des Betroffenen 
sowie der Gründe, die zum Widerruf führ- 
ten, zu bestimmen. Die Entschädigung ist be- 
grenzt durch die Höhe der vom Betroffenen 
gemachten Aufwendungen, bei Anlagen 
durch die Höhe ihres Zeitwerts. 

(4) Eine Entschädigungspflicht ist nicht ge- 
geben, wenn 

1. der Inhaber die Genehmigung auf Grund 
von Angaben erhalten hat, die in wesent- 
lichen Punkten unriditlg oder unvollstän- 
dig waren; 

2. der Inhaber der Genehmigung oder die 
für ihn im Zusammenhang mit der Aus- 
übung der Genehmigung tätigen Personen 
durch ihr Verhalten Anlaß zum Widerruf 
der Genehmigung gegeben haben, Insbe- 
sondere durdi erhebliche oder wiederholte 
Verstöße gegen die Vorschriften dieses Ge- 
setzes und der auf Grund dieses Ge- 
setzes ergangenen Rechtsverordnungen 
oder gegen Auflagen oder gegen Anord- 
nungen der Aufsichtsbehörden; 

3. für die Ausübung der erteilten Genehmi- 
gung noch keine namhaften Aufwendun- 
gen gemacht worden waren; 

4. der Widerruf wegen einer von der Anlage 
ausgehenden erheblichen Gefährdung der 
Allgemeinheit ausgesprodren werden 
mußte, sofern das Schutzbedürfnis nicht 
auf eine vom Inhaber der Genehmigung 
nicht zu vertretende Veränderung der 
Verhältnisse außerhalb der Anlage zurück- 
zuführen ist. 

(5) Weigen der Höhe der Entschädigung 
steht der Rechtsweg vor den ordentlichen 
Gerichten offen. Wenn das Land eine Ent- 
schädigung zu leisten hat, sind der Bund, ein 
anderes Land oder eine sonstige Gebietskör- 
perschaft entsprechend ihrem sich aus der 
Gesamtlage ergebenden Interesse am Widerruf 
verpflichtet, diesem Lande Ausgleidi zu lei- 
sten. Entsprechendes gilt, wenn der Bund 
eine Entschädigung zu leisten hat. 
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§ 10 

Ausnahmen vom Erfordernis der Genehmi- 
gung 

Durch Rechtsvcrordnunig können zur Er- 
leichterung der wissenschaftlichen Forschung 
und der Lehre Ausnahmen vom Erfordernis 
der Genehmigung nach den §§ 3 bis 8 zuge- 
lassen werden, soweit es sich um geringe 
Mengen von Kernbrennstoffen oder um An- 
lagen handelt, durch welche die In § 1 Nr. 2 
und 3 bezeichneten Zwecke des Gesetzes 
nicht gefährdet werden können. 

§ 11 

Erlaß von Schutzvorschriften 

(1) Durch Rechtsverordnung können zum 
Schutz von Leben, Gesundheit und Sachgü- 
tern vor den Gefahren der Kernenergie Vor- 
schriften darüber erlassen werden, welche 
Vorsorgemaßnahmen Im Sinne des § 4 
Abs. 2 Nr. 3, § 5 Abs. 1 Satz 2, § 6 Abs. 2 
Nr. 2 und 3, § 7 Abs. 2 Nr. 2 und 3 und § 8 
Abs. 2 Nr. 2 und 3 erforderlich sind. 

(2) Ferner können durch Rechtsverord- 
nung Vorschriften über den Schutz von 
Kernbrennstoffen und Anlagen gegen Stör- 
maßnahm en und sonstige Einwirkungen 
Dritter in den Fällen der §§ 4 bis 8 erlassen 
werden. 

§ 12 

Staatliche Aufsicht 

(1) Die Aufsichtsbehörden haben darüber 
zu wachen, daß die Vorschriften dieses Ge- 
setzes und der auf Grund idieses Gesetzes er- 
gangenen Rechtsverordnungen sowie die mit 
der Genehmligung verbundenen Auflagen 
eingehalten werden. 

(2) Die Beauftragten der Aufsichtsbehörde 
und die von der Aufsichtsbehörde nach § 13 
zuaezogenen Sachverständigen oder die Be- 
auftragten anderer zugezogener Behörden 
sind befugt. Orte, wo sich Anlagen im Sinne 
des § 7 oder Kernbrennstoffe befinden, je- 
derzeit zu betreten und dort alle Prüfungen 
anzustellen, die zur Erfüllung ihrer Aufga- 
ben notwendig sind. Sie können hierbei von 
dem Inhaber der Anlaige oder dem Besitzer 
des Kernbrennstoffes die erforderlichen Aus- 
künfte und die Vorlage der in § 17 genann- 
ten Unterlagen verlangen; Im übrigen gilt 
§ 24 b der Gewerbeordnung entsprechend. 
Das gleiche gilt für andere Orte, soweit Um- 
stande vorliegen, welche die Annahme recht- 


fertigen, daß sich dort Anlagen im Sinne des 
§ 7 oder Kernbrennstoffe befinden. Das 
Grundrecht des Artikels 13 des Grundgeset- 
zes über die Unverletzlichkeit der Wohnung 
wird eingeschränkt, soweit es diesen Befug- 
nissen enrgegensteht. 

(3) Ersucht eine Behörde, deren auf ande- 
ren Rechtsvorschriften beruhender Zustän- 
digkeitsbereich berührt wird, um eine Prü- 
fung, so soll die Aufsichtsbehörde die Prü- 
fung unter Beteiligung der ersuchenden Be- 
hörde vornehmen. 

(4) Die Aufsichtsbehörde kann anordnen, 
daß ein Zustand, der diesem Gesetz, den dar- 
auf beruhenden Rechtsverordnungen, dem 
Genehmigungsbescheid oder nachträglich an- 
geordneten Auflagen widerspricht, beseitigt 
wird. Sie kann insbesondere anordnen, daß 

1. Schutzvorkehrungen getroffen werden, 

2. Kernbrennstoffe bei einer von Ihr bestimm- 
ten Stelle aufbewahrt oder verwahrt wer- 
den, 

3. Anlagen im Sinne des § 7 einstweilen still- 
gelegt werden, 

4. Anlagen im Sinne des § 7 beseitigt werden, 
wenn eine Genehmigung für die Errich- 
tung oder den Betrieb der Anlage nicht er- 
teilt oder wenn die Genehmigunig rechts- 
kräftig widerrufen worden ist. 

(5) Die Aufsichtsbehörde kann Anordnun- 
gen im Sinne des Absatzes 4 mit Zwangs- 
mitteln durchsetzen. 

(6) Die staatlichen Aufsichtsbefugnisse nach 
anderen Rechtsvorschriften und die sich aus 
den landesrechtlichen Vorschriften ergeben- 
den allgemeinen Befugnisse bleiben unbe- 
rührt. 

§ 13 

Sachverständige 

Im Genehmigungsverfahren und bei Aus- 
übung der staatlichen Aufsicht können von 
den zuständigen Behörden Sachverständige 
zugezogen werden. § 24 b der Gewerbeord- 
nung findet entsprechende Anwendung. 

§ 14 
Kosten 

(1) Für die nach den §§ 4 bis 8 vorgesehe- 
nen Genehmigungen sind Gebühren zu ent- 
richten und Auslagen zu erstatten; zu den 
Auslagen gehören die Kosten, die durch die 
Zuziehung von Sachverständigen entstehen. 
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Gebühren und Auslagen trä^gt der Antrag- 
steller. Soweit Einwenidungen Dritter gegen 
die Errichtung von Anlagen im Sinne des 
§ 7 zu prüfen sind, sind dem Widersprechen- 
den die durch eine offensichtlich unbegrün- 
dete Einwendung erwachsenen Kosten auf- 
zuerlegen. 

(2) Für die staatliche Verwahrung sind Ge- 
bühren zu entrichten und Auslagen zu er- 
statten, Sie sind vom Einlieferer und vom 
Eigentümer als Gesamtschuldner zu tragen. 

(3) Soweit bei der staatlichen Aufsicht die 
Zuziehung von Sachverständigen erforderlich 
war, hat der Inhäber der Anlage oder der 
unmittelbare iBesltzer der Kernbrennstoffe 
die dadurch entstehenden Kosten zu tragen. 

(4) Die nach den Absätzen 1 und 2 zu er- 
hebenden Gebühren sowie das bei ihrer Er- 
hebung zu beachtende Verfahren werden 
durch Rechtsverondnung geregelt. 

§ 15 

Verhältnis zur Gewerbeordnung 

(1) Die Vorschriften der Gewerbeordnung 
über genehmijgungspflichtige Anlagen sowie 
über die Untersagung der ferneiren Benut- 
zung von gewerblichen Anlagen finden auf 
genehmigungspflichtiige Anlagen im Sinne des 
§ 7 keine Anwendung. 

(2) Für überwachungsbedürftige Anlagen 
nach § 24 der Gewerbeordnung, die in geneh- 
migungspflichtigen Anlagen im Sinne des § 7 
Verwendung finden, kann die Genehmi- 
gungsbehörde im Einzelfall Ausnahmen von 
den auf Grund des § 24 der Gewerbeordnung 
ergangenen Rechtsvorschriften zulassen, so- 
weit dies durch die besondere technische 
Eigenart der Anlagen nach § 7 bedingt Ist. 

§ 16 

Schutz igegen Schädigungen durch Strahlung 
radioaktiver Stoffe 

(1) Wer radioaktive Stoffe gewinnt, er- 
zeugt, abgibt, befördert, verwendet, beseitigt 
oder sonst mit ihnen umgeht, hat dafür zu 
sorgen, daß Leben, Gesundheit und Sach- 
güter nicht durch die von Ihnen ausgehen- 
den Strahlen geschädigt werden. 

(2) Durch RechtsveroTdnung kann zum 
Schutz von Leben, Gesundheit und Sachgü- 
tern vor der Strahlenwirkung radioaktiver 
Stoffe bestimmt werden, 


1. daß die Gewinnung, Erzeugung, Einfuhr, 
Abgabe, Beförderung und Verwendung 
radioaktiver Stoffe, die Beseitigung radio- 
aktiver Stoffe und jeder andere Umgang 
mit diesen Stoffen einer Genehmigung 
oder Anzeige bedürfen; daß der Antrag- 
steller die durch das Verfahren entstehen- 
den Kosten zu tragen hat und inwieweit 
über den Verbleib der Stoffe Buch zu füh- 
ren Ist und Meldungen zu erstatten sind; 

2. daß die nach Nummer 1 erforderliche Ge- 
nehmigunig nur erteilt wird, wenn die not- 
wendige Anzahl zuverlässiger und fach- 
kundiger Personen vorhanden ist, die den 
Umgang mit radioaktiven Stoffen sach- 
gemäß leiten und beaufsichtigen, wenn die 
bei den Arbeiten Beschäftigten die für den 
Umgang mit diesen Stoffen notwendigen 
Kenntnisse haben und wenn die erforder- 
liche Ausrüstung vorhanden ist; 

3. daß die nach Nummer 1 erforid^erllche Ge- 
ne hmigung mit Bedingungen und Aufla- 
gen verbunden, befristet und widerrufen 
werden kann; Im Falle des Widerrufs 
regelt sich die Entschädigung in entspre- 
chender Anwendung des § 9 Abs. 3 bis 5; 

4. daß bei der Gewinnung, Erzeugung, Ein- 
fuhr, Abgabe und Verwendung radio- 
aktiver Stoffe, bei der Beseitigung und, 
unbeschadet der geltenden Verkehrs recht- 
lichen Vorschriften, bei der Beförderung 
radioaktiver Stoffe sowie bei jedem an- 
deren Umgang mit diesen Stoffen ausrei- 
chende Schutzmaßnahmen für Leben, Ge- 
sundheit und Sachgüter zu treffen sind; 

5. daß die Gewinnung, Erzeugumg, Einfuhr, 
Abgabe, Beförderunig und Verwendung 
radioaktiver Stoffe, die Beseitigung radio- 
aktiver Stoffe und jeder Umgang mit die- 
sem Stoffen unbeschadet der auf anderen 
Rechtsvorschriften beruhenden Aufsichts- 
befugnisse der Aufsicht nach den Grund- 
sätzen des § 12 unter entsprechender An- 
wendung der §§13 und 14 unterliegen; 

6. daß radioaktive Stoffe in staatliche Ver- 
wahrung genommen werden, sofern der 
Besitzer nicht die erforderliche Genehmi- 
gung zum Umgang mit diesen Stoffen hat 
oder sofern er mit diesen Stoffen in einer 
Weise umgeht, daß eine erhebliche Gefahr 
für Leben, Gesundheit oder Sachgüter ent- 
steht; 

7. daß nicht mehr verwendete radioaktive 
Stoffe an eine zu bestimmende Stelle zur 
Beseitigung auf Kosten des Besitzers, der 



zuletzt mit diesen Stoffen umgegangen ist, 
abgegeben werden müssen. 

(3) Durch Rechtsverordnung kann ferner 
bestimmt werden, daß derjenige, der mit 
radioaktiven Stoffen umgeht, für sich und 
die beim Umgang mit radioaktiven Stoffen 
beschäftigten Betriebsangehörigen durch Ab- 
sdiluß einer Haftpflichtversicherung, die das 
Risiko aus dem Umgang mit radioaktiven 
Stoffen ausdrücklich einschließt, ausreichende 
Vorsorge für die Erfüllung von Schadens- 
ersatzverpflichtungen treffen muß. 

(4) Die auf Grund der Absätze 2 und 3 
erlassenen Vorschriften finden auf Kernbrenn- 
stoffe nur Anwendung, soweit nicht für diese 
besondere weitergehende Vorschriften beste- 
hen. 


§ 17 


Buchführung und Meldung 


(1) Wer Ausgangsstoffe oder Kernbrenn- 
stoffe erzeugt, gewinnt, erwirbt. Besitzt oder 
abigibt, ist verpflichtet, hierüber Buch zu füh- 
ren, den Verbleib auszuweisen und Meldun- 
gen zu erstatten. 

(2) Die zur Entgegennahme der Meldun- 
gen zuständige Behörde kann die Richtigkeit 
der Buchführung und der Meldungen durch 
Einsichtnahme In die Bücher und durch Stich- 
proben an Ort und Stelle überprüfen. § 12 
Abs. 2 Satz 3 gilt entsprechend. 

(3) Art und Umfang der Buchführungs- 
und der Meldepflicht wird durch Rechtsver- 
ordnung bestimmt. Diese kann innerhalb be- 
stimmter Freigrenzen von der Buchführungs- 
und Meldepflicht Ausnahmen zulassen, so- 
weit dadurch die in § 1 Nr. 2 bis 4 bezeich- 
neten Zwecke des Gesetzes nicht gefährdet 
werden können. 


ABSCHNITT III 
Verwaltungsbehörden 

§ 18 

Zuständigkeit für Einfuhr- und 
Ausfuhrgenehmigungen 

(1) Über Anträge auf Erteilung einer Ge- 
nehmigung nach § 3 sowie über den Wider- 
ruf einer erteilten Genehmigung entscheidet 
das Bundesamt für gewerbliche Wirtschaft. 


Das gleiche gilt, soweit die zu § 16 ergehen- 
den Rechtsverordnungen das Erfordernis von 
Einfuhrgenehmigungen vorsehen. 

(2) Soweit das Bundesamt für gewerblidie 
Wirtschaft auf Grund des Absatzes 1 ent- 
scheidet, Ist es unbeschadet seiner Unterstel- 
lung unter den Bundesminister für Wirtschaft 
und dessen auf anderen Rechtsvorschriften 
beruhender Weisungsbefugnisse an die fach- 
lichen Weisungen des Bundesministers für 
Atomfragen gebunden. 


§ 19 


Verwalturugsbehörde 

Für die staatliche Verwabrupg von Kern- 
brennstoffen, für die Genehmiigung ider Be- 
förderung und Abgabe von Kernbrennstof- 
fen, für die Genehmlgun^g und Beaufsichti- 
gung der AufbewahruAg von Kernbrennstof- 
fen außerhalb der staatlichen VerwahruAg so- 
wie für den Widerruf dieser Genehmigun^gen 
ist die Physikalisch-Technische Bundesanstalt 
zuständig. Diese handelt hierbei nach den 
fadilichen Weisungen des Bundesministers 
für Atomf ragen. 


§ 20 

Zuständigkeit der Landesbehörden 

(1) Die übrigen Verwaltungsaufgaben nach 
Abschnitt II und den hierzu ergehenden 
Rechtsverordnungen werden im Aufträge des 
Bundes durch die Länder ausgeführt. Die Be- 
aufsiditigung der Beförderung von Kern- 
brennstoffen obliegt den allgemein für die 
Überwachung der Beförderung gefährlicher 
Güter zuständigen Behörden, auch soweit 
diese nicht Landesbehörden sind. 

(2) Für idle nach den §§ 7 bis 9 zu treffen- 
den Maßnahmen sind die durch die Landes- 
regieruAg bestimmten obersten Landesbehör- 
den zuständig. Diese Behörden üben die Auf- 
sicht über Anlagen nach § 7 und die Ver- 
wendung von Kernbrennstoffen außerhalb 
dieser Anlagen aus; sie können Im Einzelfall 
nachgeordnete Behörden damit beauftragen. 
Über Beschwerden gegen deren Verfügungen 
entscheidet die oberste Landesbehörde. So- 
weit Vorschriiften außerhalb dieses Gesetzes 
anderen Behörden staatliche Aufsichtsbefug- 
nisse verleihen, bleiben diese Zuständigkeiten 
unberührt. 
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ABSCHNITT IV 
Haftungsbestimmungen 

§21 

Haftung für Anlagen im Sinne des § 7 

(1) Wird durch die Wirkung eines Kern- 
spaltungsvorgangs oder der Strahlen eines 
radioaktiven Stoffes, die von einer Anlage 
im Sinne des § 7 oder einer dem Betriebe 
einer solchen Anlage zugehörigen Einrichtung 
oder Handlung einschließlich der Abfall- 
beseitigung ausgeht, ein Mensch getötet oder 
der Körper oder die Gesundheit eines Men- 
schen verletzt oder eine Sache beschädigt, so 
ist der Inhaber der Anlage verpflichtet, den 
daraus entstehenden Schaden gemäß den 
§§ 23 bis 31 zu ersetzen. Die Ersatzpflicht 
tritt nicht ein, wenn der Schaden durch 
höhere Gewalt verursacht ist. 

(2) Einer Sachbeschädigung steht es bei 
Anwendung der Vorschriften dieses Ab- 
schnitts gleidi, wenn eine Sache durch die 
Wirkung von Strahlen eines radioaktiven 
Stoffes in ihrer Brauchbarkeit beeinträchtigt 
wird. 

§22 

Haftung für den Besitz radioaktiver oder 
von einer Kernspaltung oder Kernverelni- 
gung betroffener Stoffe In anderen Fällen 

(1) Wird in anderen als den in § 21 be- 
zeichneten Fällen durch die Wirkung eines 
Kernspaltungsvorgangs oder der Strahlen 
eines radioaktiven Stoffes ein Mensch getötet 
oder der Körner oder die Gesundheit eines 
Menschen verletzt oder eine Sache beschä- 
digt, so ist der Besitzer des von der Kernspal- 
tung betroffenen Stoffes oder des radioakti- 
ven Stoffes, von dem die Straihlenwlrkung 
ausgeht, verpflichtet, den daraus entstehen- 
den Schaden gemäß den 23 bis 31 zu er- 
setzen. Die Ersatzpflicht tritt nicht ein, wenn 
der Schaden durch ein Ereignis verursacht 
wind, das der Besitzer und die für ihn im 
Zusammenhang mit dem Besitz tätigen Per- 
sonen auch bei Anwendung ieder nach den 
Umständen gebotenen Sorgfalt nicht vermei- 
den konnten und das weder auf einem Feh- 
ler in der Beschaffenheit der Schutzeinrich- 
tungen noch auf einem Versagen ihrer Ver- 
richtungen beruht. 

(2) Absatz 1 gilt entsprechend in Fällen, 
in denen ein Schaden der In Absatz 1 be- 
zeichneten Art durch die Wirkung eines 
Kernvereinigungsvorgangs verursacht wird. 


(3) In gleicher Weise wie der Besitzer haf- 
tet derjenige, der den Besitz des Stoffes ver- 
loren hat, ohne ihn auf eine Person zu über- 
tragen, die nach diesem Gesetz oder nach 
einer auf Grund dieses Gesetzes erlassenen 
Rechtsverordnung zum Besitz berechtigt ist. 

(4) Die Vorschriften der Absätze 1 bis 3 
gelten nicht, 

1. wenn die radioaktiven Stoffe gegenüber 
dem Verletzten von einem Arzt oder 
Zahnarzt oder unter der Aufsicht eines 
Arztes oder Zahnarztes bei der Ausübung 
der Heilkunde angewendet worden sind; 

2. wenn zwischen dem Besitzer und dem Ver- 
letzten ein Reditsverhältnis besteht, auf 
Grund dessen dieser die von dem Stoff aus- 
gehende Gefahr in Kauf genommen hat. 

§23 

Mitwirkendes Verschulden des Verletzten 
Hat bei der Entstehung des Schadens ein 
Verschulden des Verletzten mitgewirkt, so 
gilt § 254 des Bürgerlichen Gesetzbuchs; bei 
Beschädigung einer Sache steht das Verschul- 
den desjenigen, der die tatsächliche Gewalt 
über sie ausübt, dem Verschulden des Ver- 
letzten gleich. 

§ 24 

Umfang des Schadensersatzes bei Tötung 

(1) Im Falle der Tötung ist der Schadens- 
ersatz durch Ersatz der Kosten einer versuch- 
ten Heilung sowie des Vermögensnachteils zu 
leisten, den der Getötete dadurch erlitten 
hat, daß während der Krankheit seine Er- 
werbsfähigkeit aufgehoben oder gemindert, 
eine Vermehrung seiner Bedürfnisse einge- 
treten oder sein Fortkommen ersdiwert ist. 
Der Ersatzpflichtige hat außerdem die Kosten 
der Beerdigung demjenigen zu ersetzen, dem 
die Verpflichtung obliegt, diese Kosten zu 
tragen. 

(2) Stand der Getötete zur Zeit der Ver- 
letzung zu einem Dritten in einem Verhält- 
nis, vermöge dessen er diesem gegenüber 
kraft Gesetzes unterhaltspflichtig war oder 
unterhaltspflichtig werden konnte, und ist 
dem Dritten Infolge der Tötung das Recht 
auf Unterhalt entzogen, so hat der Ersatz- 
pflichtige dem Dritten insoweit Schadens- 
ersatz zu leisten, als der Getötete während 
der mutmaßlichen Dauer seines Lebens zur 
Gewährung des Unterhalts verpflichtet ge- 
wesen wäre. Die Ersatzpflicht tritt auch dann 
ein, wenn der Dritte zur Zeit der Verletzung 
erzeugt, aber noch nicht geboren war. 
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§ 25 


Umfari^g des Schatdensersatzes bei Körper- 
verletzung 

Im Falle der Verletzung 'de:s Körpers oder 
der Gesundheit ist der Schädensersatz durch 
Ersatz der Kosten der Heilung sowie des 
Vermögensnachteils zu leisten, den der Ver- 
letzte dadurch erleidet, daß infolge der Ver- 
letzung zeitweise oder dauernd seine Er- 
werbsfähiiigkeit aufgehoben oder gemindert, 
eine Vermehrung seiner Bedürfnisse einge- 
treten oder sein Fortkommen erschwert ist. 


§ 26 

Geldrente 

(1) Der Schadensersatz wegen Aufhebung 
oder Minderung der Erwerbsfähigkeit, wegen 
Vermehrung der Bedürfnisse oder wegen Er- 
schwerung des Fortkommens des Verletzten 
sowie der nach § 24 Abs. 2 einem Dritten zu 
gewährende Schajdensersatz ist für die Zu- 
kunft durch Entrichtung einer Geldrente zu 
leisten. 

(2) Die Vorschriften des § 843 Abs. 2 bis 4 
des Bürgerlichen Gesetzbuchs und des § 708 
Nr. 6 der Zivilprozeßordnung finden ent- 
sprechende Anwendung. 

(3) Ist bei der Verurteilung des Verpflich- 
teten zur Entrichtung einer Geldrente nicht 
auf Sicherheitsleistung erkannt worden, so 
kann der Berechtigte gleichwohl Sicherheits- 
leistung verlangen, wenn die Vermögensver- 
hältnisse des Verpflichteten sich erheblidi 
verschlechtert haben; unter der gleichen Vor- 
aussetzung kann er eine Erhöhung der in 
dem Urteil bestimmten Sicherheit verlangen. 


§27 

Höchstbeträge 

(1) Der nach § 21 oder § 22 Ersatzpflich- 
tige haftet 

1. im Falle der Tötung oder Verletzung eines 
Menschen nur bis zu einem Kapitalbetrag 
von 100 000 Deutsche Mark oder bis zu 
einem Rentenbetrag von jährlich 6000 
Deutsche Mark; 

2. Im Falle der Sachbeschädigung nur bis zur 
Höhe des gemeinen Werts der beschädig- 
ten Sache zuzüglich der Kosten für die 
Sicherung gegen die von ihr ausgehende 
Strahlungsgefahr. 


(2) Für Personen- und Sachschäden aus 
demselben Ereignis, für die der nach § 21 Er- 
satzpflichtige und sein Versicherer keinen an- 
derweitigen Ausgleich zu erlangen vermögen, 
hat der Bund den na da § 21 Ersatzpflichtigen 
von denjenigen Verpflichtungen zu befreien, 
die dieser auf Grund seiner Verantwortlich- 
keit nada § 21 über 15 Millionen Deutsche 
Mark hinaus zu erfüllen hat. 

(3) Haftet der Inhaber der Anlage wegen 
eines Schadens, hinsichtlich dessen die Ver- 
pflichtung des Bundes nach Absatz 2 besteht, 
auch auf Grund anderer Rechtsvorschriften, 
so gilt die Verpflichtung des Bundes nach 
Absatz 2 nur In Ansehung des Geschädigten. 
Befriedigt der Bund den Geschädigten, so 
geht insoweit der Anspruch des Geschädigten 
gegen den Inhaber der Anlage auf den Bund 
über. Der Übergang kann nicht zum Nach- 
teil des Geschädigten geltend gemacht wer- 
den. 

(4) Steht dem Inhaber der Anlage oder 
dem Geschädigten wegen eines Schadens, hin- 
sichtlich dessen die Verpflichtung des Bundes 
nach Absatz 2 besteht, ein Anspruch gegen 
einen Dritten zu, so geht dieser Anspruch 
auf den Bund über, soweit dieser nach Ab- 
satz 2 Ersatz leistet. Der Übergang kann 
nicht zum Nachteil des bisherigen Gläubigers 
geltend gemacht werden. 

(5) Das Nähere zu den Absätzen 2 bis 4 
regelt ein Bundesigesetz. 


§ 28 

Verjährung 

(1) Die nach diesem Abschnitt begründeten 
Ansprüche auf Schadensersatz verjähren In 
zwei Tahren von dem Zeitpunkt an, in wel- 
chem der Ersatzberechtigte von dem Schaden 
und von der Person des Ersatzpflichtigen 
Kenntnis erlangt, ohne Rücksicht auf diese 
Kenntnis In dreißig Jahren von dem schädi- 
genden Ereignis an. 

(2) Schweben zwischen dem Ersatzpflichti- 
gen und dem Ersatzberechtigten Verhand- 
lungen über den zu leistenden Schadensersatz, 
so ist die Verjährung gehemmt, bis der eine 
oder der andere Teil die Fortsetzung der 
Verhandlungen verweigert. 

(3) Im übrigen finden die Vorschriften 
des Bürgerlichen Gesetzbuchs über die Ver- 
jährung Anwendung. 
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§ 29 

Verwirkung 

Der Ersatzberechtlgte verliert die ihm auf 
Grund der Vorschriften dieses Abschnitts zu- 
stehenden Rechte, wenn er nicht innerhalb 
dreier Monate, nachdem er von dem Scha- 
den und der Person des Ersatzpflichtigen 
Kenntnis erhalten hat, dem Ersatzpflichtigen 
den Schaden anzeigt. Der Rechtsverlust tritt 
nicht ein, wenn die Anzeige infolge eines von 
dem Ersatzberechtigten nicht zu vertreten- 
den Umstandes unterblieben ist oder der Er- 
satzpflichtige innerhalb der bezeichneten 
Frist auf andere Weise von dem Schaden 
Kenntnis erhalten hat. 

§ 30 

Weitergehende Haftung 

Unberührt bleiben gesetzliche Vorschriften, 
nadi denen der Inhaber einer Anlage im 
Sinne des ^ 7 oder der Besitzer eines von 
einer Kernspaltung oder Kernvereinigung 
betroffenen oder eines radioaktiven Stoffes 
im weiteren Umfange als nach den Vor- 
schriften dieses Gesetzes haftet oder nach 
denen ein anderer für den Schaden verant- 
wortlich ist. 


§ 31 

Mehrere Verursacher 

(1) Sind für einen Schaden, der durch die 
Wirkung von Kernspaltungsvorgängen, Kern- 
vereinigungsvorgängen oder von Strahlen 
radioaktiver Stoffe verursacht ist, als Inhaber 
von Anlagen im Sinne des § 7 oder als Be- 
sitzer von der Kernspaltung oder -Vereini- 
gung betroffener .oder radioaktiver Stoffe 
mehrere einem Dritten kraft Gesetzes zum 
Scliadensersatz verpfliditet, so hängt im Ver- 
hältnis der Ersatzpflichtigen untereinander 
die Verpfllditung zum Ersatz sowie der Um- 
fang des zu leistenden Ersatzes von den Um- 
ständen, Insbesondere davon ab, inwieweit 
der Schaden überwiegend auf Ursachen be- 
ruht, für die der eine oder der andere Teil 
verantwortlich ist. Das gleiche gilt, wenn der 
Schaden dem Inhaber einer Anlage oder dem 
Besitzer eines Stoffes entstanden ist, von der 
Haftpflicht des einen Inhabers oder Besitzers 
gegenüber dem anderen. 

(2) Absatz 1 gilt entsprechend, wenn neben 
dem Inhaber der Anlage oder dem Besitzer 
des Stoffes ein anderer kraft Gesetzes für den 
Schaden haftet. 


ABSCHNITT V 
Strafvorschriften 


§ 32 


Mißbrauch von Kernenergie 

(1) Wer es unternimmt, durch Freisetzung 
von Kernenergie eine Explosion zu bewirken 
und dadurch eine Gemeingefahr (§315 Abs. 3 
des Strafgesetzbuchs) herbeizuführen, wird 
mit Zuchthaus nicht unter fünf Jahren be- 
straft. 


(2) Ist durdi die Tat der Tod eines Men- 
schen verursacht worden oder Hegt sonst ein 
besonders schwerer Fall vor, so ist die Strafe 
Zuchthaus nicht unter zehn Jahren oder 
lebenslanges Zuchthaus. 


§ 33 

Mißbrauch radioaktiver Stoffe 

(1) Wer in der Absicht, die Gesundheit 
eines anderen zu schädigen, es unternimmt, 
durch Strahlung radioaktiver Stoffe eine Ge- 
fähr für dessen Leib oder Leben herbeizu- 
führen, wird mit Zuchthaus bis zu zehn Jah- 
ren bestraft, 

(2) Unternimmt es der Täter, durch die 
Tat eine Gefahr für eine Vielzahl von Men- 
schen herbeizuführen, so ist die Strafe Zucht- 
haus nicht unter fünf Jahren. Ist durch ein 
solches Unternehmen der Tod eines Men- 
schen verursacht worden oder liegt .sonst ein 
besonders schwerer Fall vor, so ist die Strafe 
Zuchthaus nicht unter zehn Jahren oder le- 
benslanges Zuchthaus. 

(3) Wer vorsätzlich durch Strahlung radio- 
aktiver Stoffe ein Gefahr für fremde Sachen 
von bedeutendem Wert herbeiführt, um sie 
in ihrer Brauchbarkeit zu beeinträchtigen, 
wird mit Gefängnis nicht unter sedis Mona- 
ten bestraft. In besonders schweren Fällen 
ist die Strafe Zuchthaus bis zu zehn Jahren. 
Der Versuch Ist strafbar. 


§ 34 

Vorbereitungshandlungen 

Wer ein bestimmtes nach den §§ 32 oder 
33 Abs. 2 strafbares Unternehmen vorberei- 
tet, wird mit Zuchthaus bis zu zehn Jahren 
bestraft. Sind mildernde Umstände vorhan- 
den, so kann auf Gefängnis nicht unter sechs 
Monaten erkannt werden. 
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§ 35 

Geldstrafe und Polizeiaufsicht 

Neben einer Freiheitsstrafe nach den §§ 32 
bis 34 kann auf Geldstrafe von unbegrenzter 
Höhe und auf die Zulässigkeit von Polizei- 
aufsidit erkannt werden. 

§ 36 

Tätige Reue 

Das Gericht kann die in den §§ 32, 33 
Abs. 1 und Abs. 2 oder § 34 angedrohte 
Mindeststrafe unterschreiten, auf eine mil- 
dere Strafart erkennen oder von einer Be- 
strafung nach diesen Vorschriften absehen, 
wenn der Täter aus freien Stücken seine 
Tätigkeit aufgibt und den Erfolg abwendet. 
Unterbleibt der Erfolg ohne Zutun des Tä- 
ters, so genügt sein ernstliches Bemühen, den 
Erfolg abzuwenden. 

§37 

Handeln ohne Genehmigung; 

Verletzung von Sdiutzvorschriften 

(1) Wer vorsätzlich ohne die nach diesem 
Gesetz erforderliche Genehmigung 

1. Kernbrennstoffe einführt oder ausführt, 

2. Kernbrennstoffe befördert, 

3. Kernbrennstoffe außerhalb der staat- 
lichen Verwahrung aufbewahrt, 

4. Anlagen zur Erzeugung oder zur Spaltung 
von Kernbrennstoffen oder zur Auf- 
arbeitung bestrahlter Kernbrennstoffe er- 
richtet, betreibt oder wesentlich ver- 
ändert, 

5. Kernbrennstoffe außerhalb von Anlagen 
zur Erzeugung und zur Spaltung von 
Kernbrennstoffen und zur Aufarbei- 
tung bestrahlter Kernbrennstoffe bear- 
beitet oder sonst verwendet, 

wird mit Gefängnis und mit Geldstrafe bis 
zu 100 000 DM oder mit einer dieser Strafen 
bestraft. 

(2) Ebenso wird bestraft, wer vorsätzlich 

1. Kernbrennstoffe In unmittelbarem Be- 
sitz hat und sie entgegen § 5 Abs. 3 und 
Abs. 4 nicht unverzüglich abliefert; 

2. der Vorschrift des § 17 oder einer hierzu 
ergangenen Rechtsverordnung zuwider- 
handelt, sofern die Rechtsverordnung auf 
diese Strafbestimmung verweist; 


3. einer nach § 11 oder § 16 Abs. 2 oder 
Abs. 3 ergangenen Rechtsverordnung zu- 
widerhandelt, sofern die Rechtsverord- 
nung auf diese Strafbestimmung verweist; 

4. Auflagen nach § 9 Abs. 1 zuwiderhandelt; 

5. vollziehbaren Anordnungen der staats- 
lichen Aufsichtsbehörde nach § 12 Abs. 4 
zuwiderhandelt. 

(3) Wer durch eine der in den Absätzen 1 
oder 2 bezeichneten Handlungen wenigstens 
fahrlässig eine Gemeingefahr (§ 315 Abs. 3 
des Strafgesetzbuchs) herbeiführt, die mit der 
Wirkung eines Kernspaltungsvorgangs oder 
der Strahlung eines radioaktiven Stoffes zu- 
sammenhängt, wird mit Gefängnis nicht unter 
drei Monaten bestraft. 

(4) Wer fahrlässig eine der in den Absät- 
zen 1 und 2 bezeichneten Handlung begeht, 
wird mit Gefängnis bis zu zwei Jahren oder 
mit Geldstrafe bis zu 100 000 DM bestraft. 

(5) Wer vorsätzlich oder fahrlässig die 
nadi § 4 erforderliche Genehmigungsurkunde 
bei der Beförderung nicht mitführt, wird mit 
Geldstrafe bis zu 1000 DM bestraft. 

§ 38 

Verletzung von Herstellungs- 
und Lieferungspflichten 

(1) Wer wissentlich eine Anlage zur Erzeu- 
gung oder zur Spaltung von Kernbrennstof- 
fen oder zur Aufarbeitung bestrahlter Kern- 
brennstoffe oder Gegenstände, die zur Errich- 
tung oder zum Betrieb einer solchen Anlage 
bestimmt sind, fehlerhaft herstellt oder liefert 
und dadurch wissentlich eine Gemeingefahr 
(§ 315 Abs. 3 des Strafgesetzbuchs) herbei- 
führt, die mit der Wirkung eines Kernspal- 
tungsvorgangs oder der Strahlung eines ra- 
dioaktiven Stoffes zusammenhängt, wird mit 
Gefängnis nicht unter sechs Monaten bestraft. 

(2) Der Versuch ist strafbar. 

(3) In besonders schweren Fällen Ist die 
Strafe Zuchthaus bis zu zehn Jahren. 

(4) Wer die Gemeingefahr in den Fällen des 
Absatzes 1 nicht wissentlich, aber vorsätzlich 
oder fahrlässig herbeiführt, wird mit Gefäng- 
nis bestraft. 

§ 39 

Einziehung 

(1) Gegenstände, die durch eine in den 
§§ 32 bis 34 mit Strafe bedrohte Handlung 


12 



hervorgebracht oder zu ihrer Begehung ge- 
braucht worden oder bestimmt gewesen sind, 
können eingezogen werden. 

(2) Gegenstände, auf die sich eine in §§ 37 
und 38 mit Strafe bedrohte Handlung bezieht, 
können eingezogen werden. 

(3) Die in den Absätzen 1 und 2 bezeich- 
neten Gegenstände sind einzuziehen, wenn 
der Schutz der Allgemeinheit mit Rücksicht 
auf die Art der Gegenstände oder auf die 
Besorgnis, daß sie der Begehung weiterer 
mit Strafe bedrohter Handlungen dienen, es 
erfordert. 

(4) Kann wegen der Tat keine bestimmte 
Person verfolgt oder verurteilt werden, so 
muß oder kann auf Einziehung selbständig 
erkannt werden, wenn die Voraussetzungen, 
unter denen die Einziehung vorgeschrieben 
oder zugelassen Ist, im übrigen vorliegen. 

§40 

Entschädigung 

(1) Gehörten die eingezogenen Gegen- 
stände zur Zeit der Reditskraft der Entsdiel- 
dung weder dem Täter noch einem Teilneh- 
mer oder waren sie mit dem Recht eines Drit- 
ten belastet, so ist der Berechtigte angemes- 
sen zu entschädigen. 

(2) Die Entschädigungspflicht entfällt, 

1. wenn der Berechtigte wenigstens leichtfer- 
tig dazu beigetragen hat, daß die Sache 
oder das Recht Mittel oder Gegenstand der 
Tat oder Ihrer Vorbereitung oder einer 
mit ihr in Zusammenhang stehenden an- 
deren mit Strafe bedrohten Handlung ge- 
wesen ist; 

2. wenn er aus der Tat in verwerflicher Weise 
einen Vorteil gezogen hat oder 

3. wenn er den Gegenstand in Kenntnis der 
Umstände, die die Einziehung zulassen. In 
verwerflicher Weise erworben hat. 

§41 

Verhältnis zu anderen Strafvorschriften 

(1) Straftaten nach den §§ 32, 33 Abs. 2 
und 34 sind gemeingefährliche Verbrechen 
im Sinne des § 138 des Strafgesetzbuchs. 

(2) Sie stehen den Sprengstoffverbrechen 
im Sinne des § 4 Abs. 3 Nr. 3 des Strafge- 
setzbuchs gleich. 

(3) Soweit eine Tat nach den Vorschriften 
dieses Gesetzes allein oder In Verbindung mit 


Vorschriften des Strafgesetzbuchs mit Strafe 
bedroht Ist, finden die §§ 5 bis 13 des Ge- 
setzes gegen den verbrecherischen und ge- 
meingefährlichen Gebrauch von Sprengstof- 
fen vom 9. Juni 1884 (Reichsgesetzbl. S. 61) 
keine Anwendung. 

(4) Für Verbrechen nach den §§ 32 oder 33 
Abs. 2 sind die Schwurgerichte zuständig. 

§ 42 

Geheimnisverrat 

(1) Wer ein Geschäfts- oder Betriebsge- 
heimnis oder ein einem Arzt oder Zahnarzt 
oder einer unter dessen Aufsicht tätigen Per- 
son in dieser Eigenschaft anvertrautes oder be- 
kanntgewordenes Geheimnis unbefugt offen- 
bart, das ihm als Angehörigen einer mit der 
Ausführung dieses Gesetzes betrauten Behörde 
oder als amtlich zugezogenen Sachverständi- 
gen bei seiner Tätigkeit auf Grund dieses Ge- 
setzes bekanntgeworden ist, wird mit Gefäng- 
nis bis zu zwei Jahren oder Geldstrafe be- 
straft. Die Verfolgung tritt nur auf Antrag 
des Verletzten ein. 

(2) Wer ein Geheimnis der in Absatz 1 ge- 
nannten Art, das ihm unter den dort bezeich- 
neten Voraussetzungen bekanntgeworden ist, 
dazu mißbraucht, sich oder einem anderen ei- 
nen Vermögensvorteil zu verschaffen oder 
einem anderen Schaden zuzufügen, wird mit 
Gefängnis bestraft. Daneben kann auf Geld- 
strafe erkannt werden. 


ABSCHNITT VI 
Schlußbestimmungen 

§43 

Erfassung von Schäden aus ungeklärter 
Ursache 

Schäden, die nach dem Stand der wissen- 
schaftlichen Erkenntnis aus der Einwirkung 
von Strahlen radioaktiver Stoffe herrühren 
und deren Verursacher nicht festgestellt wer- 
den kann, sind beim Bundesminister für 
Atomfragen zu registrieren und zu unter- 
sudien. 

§ 44 

Erlaß von Rechtsverordnungen 

(1) Rechtsverordnungen auf Grund des 
§ 14 Abs. 4 und des § 16 erläßt die Bundes- 
regierung. Rechtsverordnungen auf Grund der 
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§§10 und 11 erläßt die Bundesregierung, so- 
weit Ausnahmen von dem Erfordernis einer 
Genehmigung nach § 7 zugelassen werden 
und Vorsorgemaßnahmen im Sinne des § 5 
Abs. 1 Satz 2, des § 6 Abs. 2 Nr. 2, des § 7 
Abs. 2 Nr. 2 und des § 8 Abs. 2 Nr. 2 ange- 
ordnet werden. Die übrigen in diesem Gesetz 
vorgesehenen Rechtsverordnungen erläßt der 
Bundesminister für Atomfragen. 

(2) Die Rechtsverordnungen bedürfen der 
Zustimmung des Bundesrates. 


§45 

Aufhebung und Änderung von 
Reditsvorschriften 

Das Gesetz Nr. 22 der Alliierten Hohen 
Kommission vom 2. März 1950 betreffend 
die Überwachung von Stoffen, Einrichtungen 
und Ausrüstungen auf dem Gebiet der Atom- 
energie (Amtsblatt der Alliierten Hohen 
Kommission In Deutschland S. 122) in der 
Fassung der Gesetze der Alliierten Hohen 
Kommission Nr. 53 vom 26. April 1951 
(Amtsblatt der Alliierten Hohen Kommis- 
sion in Deutschland S. 882 und 990) und Nr. 
68 vom 14. Dezember 1951 (Amtsblatt der 
Alliierten Hohen Kommission ln Deutsch- 
land S. 1361) wird aufgehoben. 


§ 46 

Abgrenzungen 

Auf den Umgang mit Kernbrennstoffen 
finden die §§ 1 bis 4 des Gesetzes gegen den 
verbrecherischen und gemeingefährlichen Ge- 
brauch von Sprengstoffen vom 9. Juni 1884 
(Reichsgesetzbl. S. 61) in der Fassung der Ver- 
ordnung vom 8. August 1941 (Reichsgesetz- 
bl. I S. 531) und die auf Grund dieses Geset- 
zes erlassenen Rechtsvorschriften sowie landes- 
rechtliche Vorschriften auf dem Gebiet des 
Sprengstoffwesens keine Anwendung. 

§ 47 

Geltung in Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Land Berlin. Rechtsverordnungen, die auf 
Grund dieses Gesetzes erlassen werden, gelten 
im Land Berlin nach § 14 des Dritten Über- 
leitungsgesetzes. 

§ 48 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Ver- 
kündung in Kraft, hinsichtlich der §§32 bis 
42 jedoch im Land Berlin erst am Tage nach 
der Verkündung des Übernahmegesetzes im 
Gesetz- und Verordnungsblatt für Berlin. 
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